
Bundessozialgericht
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Beklagte und—Reüisionsklägerin.

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche
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für Recht érkannt:"

Auf‘äié Revision der Beklagten wird das Urteil des.Landes—

sozialgerichts BadenéWünttemberg'vom 9. März 1982 aufge-

hoben.

Die Berufüng den Klägerin gegen dastUrteil des Sozialge—

richts Fbeiburg vom 23. Juni 1981 Wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu

erstatten.
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G r ü n d e

Streitig ist eine Verpflichtung der Beklagten zur Herstellung von

Versicherungsunterlagen für die Klägerin.

Die im Jahre 1929 geborene Klägerin war vom 1. Juli 19ü6 bis zum

9. April 1955 im Gebiet der heutigen DDR versicherungspflichtig

beschäftigt. Nach ihrer Übersiedlung in die Bundesrepublik

Deutschland am 10. April 1955 übte sie ab 1. Juni 1955 erneut

eine versicherungspflichtige Beschäftigung aus. Am 7. August

1956 schloß sie die Ehe. Auf ihren Antrag vom 26. Mai 1960 er-

stattete ihr die Beklagte durch Bescheid vom 12. August 1960 die

Hälfte der bis zum 26. Mai 1958 entrichteten Beiträge. Die Klä-

gerin ist seit dem 1. Januar 1967 als Sekretärin im Unternehmen

ihres Ehemannes wiederum versicherungspflichtig beschäftigt.

Mit Bescheid vom 15. Oktober 1976 erklärte die Beklagte die

Klägerin als zur Nachentrichtung freiwilliger Beiträge für die

Jahre 1956 bis 1966 gemäß Art 2 5 ü9a Abs 2 des Angestellten-

versicherungs-Neuregelungsgesetzes (AnVNG) idF des Rentenreform-

gesetzes (REG) vom 16. Oktober 1972 (BGBl I S 1965) berechtigt.

Den Antrag der Klägerin auf Nachentrichtung freiwilliger Beiträge

auch für die Zeit von Juni bis Dezember 1955 gemäß Art 2 5 27

AnVNG idF des Dritten Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes

(3. RVÄndG) vom 28. Juli 1969 (BGBl I S 956) lehnte die Be-

klagte durch Bescheid vom 28. November 1979 mit der Begründung
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ab, die Beitragserstattung mit Bescheid vom 12. August 1960 sei

wegen Beendigung der Versicherungspflicht ohne Berechtigung zur

freiwilligen Weiterversicherung (S 82 des Angestelltenversiche-

rungsgesetzes —AVG- in seiner damaligen Fassung des AnVNG vom

23. Februar 1957; BGBl I S 88; im folgenden: aF) und nicht an—

läßlich der Eheschließung der Klägerin (& 83 AVG aF) erfolgt. Der

Bescheid vom 28. November 1979 wurde bindend.

Mit dem weiteren Bescheid vom 19. Dezember 1979 lehnte die Be-

klagte eine Anerkennung der in der DDR zurückgelegten Beitrags-

bzw Beschäftigungszeiten vom 1. Juli 19N6 bis 9. April 1955

nach den Vorschriften des Fremdrentengesetzes (FRG) ab, weil An-

sprüche aus diesen Zeiten wegen einer nachträglichen Beitragser-

stattung ausgeschlossen seien (5 82 Abs 7 AVG). Widerspruch und

Klage, mit welcher die Klägerin zusätzlich die Aufhebung des Er-

stattungsbescheides vom 12. August 1960 und die Verpflichtung

der Beklagten zur Entgegennahme des erstatteten Betrages bean-

tragte, blieben ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid vom “. März

1980; Urteil des Sozialgerichts -SG- Freiburg vom 23. Juni

1981). Hingegen hat das Landessozialgericht (LSG) Baden—Württem-

berg auf die Berufung der Klägerin das Urteil des SG aufgehoben

und die Beklagte unter Aufhebung ihrer Bescheide vom 12. August

1960 und vom 1“. Dezember 1979 (letzterer in der Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom M. März 1980) verpflichtet, Versi-

cherungsunterlagen für die Klägerin für die Zeit vom 1. Juli

19U6 bis 9. April 1955 nach den Vorschriften der SS 15 und 17

FRG herzustellen (Urteil vom 9. März 1982). Zur Begründung hat

das LSG ausgeführt:
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Für die von der Klägerin in der DDR zurückgelegten Beitragszeiten ‘

seien Versicherungsunterlagen herzustellen. Die Zeiten seien bei

einer späteren Rentenberechnung zu berücksichtigen. Dem stehe die

Beitragserstattung durch Bescheid vom 12. August 1960 nicht

entgegen. Dieser Bescheid sei aufzuheben. Zwar schließe im
Falle;

sowohl einer Beitragserstattung nach 5 82 AVG aF als auch der

sogen Heiratserstattung nach 8 83 Abs 1 AVG aF der bindend ge-

wordene Erstattungsbescheid weitere Ansprüche aus den bis zur

Erstattung einschließlich der bei einem außerhalb des Geltungs-

bereiches des FRG befindlichen deutschen Träger der gesetzlichen

Rentenversicherung zurückgelegten Versicherungszeiten aus. Auch

sei der Bescheid vom 12. August 1960 weder wegen fehlender An-

tragstellung nichtig, noch könne seine Bindungswirkung nach dem

hier noch anwendbaren, bis zum 31. Dezember 1980 geltenden S 79

AVG rückgängig gemacht werden. Ebensowenig bestehe ein sozial-

rechtlicher Herstellungsanspruch, weil die Beklagte eine Ver-

pflichtung zur Beratung und verständnisvollen Förderung der Ver-

sicherten nicht verletzt habe. Der Erstattungsbescheid sei jedoch

nach dem bis zum 31. Dezember 1980 geltenden und hier ebenfalls

noch anwendbaren 5 17h" Abs 1 Nr 6 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) aufzuheben. Die Klägerin habe nach dem Erlaß des Bescheides

- wobei unerheblich sei, daß sie dies schon früher hätte tun oder

darauf hinweisen können — in Form der Versicherungsnachweise aus

der DDR Urkunden vorgelegt, aufgrund derer ein für die Beklagte

günstigerer Verwaltungsakt hätte ergehen müssen. Die Klägerin

wäre nämlich unter Anrechnung der in der DDR zurückgelegten

Zeiten seinerzeit zur freiwilligen Weiterversicherung berechtigt

gewesen. Das hätte zur Ablehnung ihres Erstattungsantrages führen
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müssen. Dies wäre gegenüber einer Beitragserstattung die für die

Beklagte günstigere Entscheidung gewesen. 5 17h" Abs 1 BVG räume

dem Versicherungsträger kein Handlungsermessen, sondern lediglich

die Ermächtigung zum AbWeichen von der Bindungswirkung des ange-

griffenen Verwaltungsaktes ein. Damit könnten die Gerichte an-

stelle des Versicherungsträgers den Erstattungsbescheid, der

nicht hätte ergehen dürfen, aufheben. Da der Bescheid damit keine

Rechtswirkungen mehr entfalte, sei die Beklagte verpflichtet, das

Versicherungsverhältnis in vollem Umfange wiederherzustellen und

dabei auch Unterlagen für die von der Klägerin in der DDR zu-

rückgelegte Versicherungszeit zu erstellen.

1

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt die Beklagte eine

Verletzung des 5 17”“ Abs 1 Nr 6 RVG. Bei der Anwendung der Vor-

schrift habe nicht unberücksichtigt bleiben dürfen, daß der Klä-

gerin bereits im Zeitpunkt ihres Antrages die einer Beitrags-

erstattung entgegenstehende Tatsache ihrer versicherungspflich-

tigen Beschäftigung in der DDR bekannt gewesen sei und sie damit

durch entsprechende Hinweise wegen des Rechts zur freiwilligen

Weiterversicherung den fehlerhaften Erstattungsbescheid hätte

vermeiden können. Bei einer solchen Sachlage könne eine Durch-

brechung der Bindungswirkung des Bescheides im Einklang mit dem

Urteil des erkennenden Senats vom 25. Juni 1980 (BSG SozR 2200

& 17üü Nr 15) nicht in Betracht kommen. Das LSG habe auch ver-

säumt, sich mit der ausführlichen und überzeugenden Begründung im

Urteil des LSG für das Land Nordrhein—Westfalen vom 10. Juli

1975 - L “ An 1M7/73 — auseinanderzusetzen und bezüglich der Be—

fugnis der Gerichte zur Aufhebung eines fehlerhaften Bescheides
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die neuere Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) (Urteil

(vom 9. Dezember 1981 - 1 RA 35/80 : SozR 2200 5 1303 Nr 23)

außer acht gelassen.

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Landessozial-

gerichts Baden-Württemberg vom 9. März 1982

die Berufung der Klägerin gegen das Urteil

des Sozialgerichts Freiburg vom 23. Juni

1981 zurückzuweisen.

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht vertreten.

II.

Die durch Zulassung statthafte Revision der Beklagten ist zu-

lässig und begründet.

Gegenstand des Rechtsstreits ist das Begehren der Klägerin auf

Herstellung von Versicherungsunterlagen für die in der DDR vom

1. Juli 19M6 bis zum 9. April 1955 zurückgelegten Versiche-

rungszeiten. Rechtsgrundlage für die Herstellung
entsprechenderi

Versicherungsunterlagen ist 5 11 Abs 2 der Verordnung über die

Feststellung von Leistungen aus den gesetzlichen Rentenversiche-

rungen bei verlorenen, zerstörten, unbrauchbar gewordenen oder

nicht erreichbaren Versicherungsunterlagen (Versicherungsunter-

lagen—Verordnung -VuVO-) vom 3. März 1960 (BGBl I S 137). Danach
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können außerhalb eines Leistungsfeststellungsverfahrens nach

Maßgabe der Vorschriften des FRG Versicherungsunterlagen für

Zeiten hergestellt werden, die nach dem FRG anrechenbar sind; auf

Antrag des Versicherten (Beschäftigten) sind sie wiederherzu-

stellen.

Die Klägerin hat keinen Anspruch auf Herstellung von Versiche-

rungsunterlagen für ihre in der DDR zurückgelegten Beitragszei-

ten. Zwar stehen diese als nach dem 30. Juni 19ü5 bei einem

außerhalb des Geltungsbereiches des FRG befindlichen deutschen

Träger der gesetzlichen Rentenversicherung zurückgelegte Bei—

tragszeiten den nach Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten

und die der Beitragsentrichtung zugrundeliegende abhängige Be-

schäftigung einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung im

Geltungsbereich des FRG gleich (5 15 Abs 1 FRG), auch wenn der

Versicherte nicht zum Personenkreis des 5 1 Buchst a) bis d) FRG

gehört (5 17 Abs 1 FRG). Indes sind Ansprüche der Klägerin aus

ihren in der DDR zurückgelegten Beitragszeiten und damit auch auf

Herstellung von Versicherungsunterlagen über diese Zeiten ausge—

schlossen. Das ergibt sich als Rechtsfolge der mit Bescheid vom

12. August 1960 durchgeführten Beitragserstattung aus 5 82 Abs 7

AVG.
.
!

Nach dieser Vorschrift schließt eine Beitragserstattung weitere

Ansprüche aus den bisher zurückgelegten Beitragszeiten aus. Dabei

macht es keinen Unterschied, ob die Beitragserstattung wegen

Wegfalls der Versicherungspflicht ohne Bestehen des Rechts zur

freiwilligen Weiterversicherung (S 82 Abs 1 AVG in der zur Zeit

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


der Beitragserstattung maßgebenden Fassung des AnVNG) oder als

sagen "Heiratserstattung" (S 83 Abs 1 AVG in seiner bis zum

31. Dezember 1967 geltenden Fassung) erfolgt ist. Auch im letz-

teren Falle schließt in entsprechender Anwendung des 5 82 Abs 7

AVG eine Beitragserstattung weitere Ansprüche aus den bisher zu—

rückgelegten Versicherungszeiten aus (S 83 Abs 3 AVG aF).

Diese Verfallswirkung der
Beitragserstattung

erfaßt auch die von

der Beitragserstattung außerhalb des Geltungsbereiches des FRG

zurückgelegten fremden Beitragszeiten ungeachtet dessen, daß die

während dieser Zeiten entrichteten Beiträge nicht erstattet wor-

den sind. Wie der erkennende Senat in seinem Urteil vom

N. Oktober 1979 (BSGE “9, 63, 65 f : SozR 2200 5 1303 Nr 1H

S 37 f) entschieden hat, schließt die Beitragserstattung nicht

lediglich solche Ansprüche aus, die speziell auf Beitragszeiten

und von diesen wiederum auf denjenigen beruhen, für die Beiträge

zur Hälfte erstattet worden sind. Vielmehr führt die Beitragser-

stattung zu einer rückwirkenden Auflösung des Versicherungsver-

hältnisses in seiner Gesamtheit und damit - ausgenommen einen

eventuellen Anspruch auf Erstattung restlicher Beiträge — zum

Verlust der Rechte aus sämtlichen vor der Beitragserstattung zu-

rückgelegten Versicherungszeiten, sofern diese nicht erst durch

eine nach der Beitragserstattung erfolgte Gesetzesänderung rück-

wirkend zu Versicherungszeiten geworden sind. Das gilt auch hin-

sichtlich der vor der Beitragserstattung in der DDR zurückgeleg-

ten Beitragszeiten, obschon die während dieser Zeiten entrichte-

ten Beiträge selbst nicht erstattungsfähig sind. In dieser

Rechtsfolge liegt weder eine Verletzung des Art 3 Abs 1 des
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Grundgesetzes (GG) noch ein entschädigungsloser Eingriff in

eigentumsähnliche Rentenanwartschaften (vgl Urteile des Senats in

BSGE “9, 63, 66 f : SozR 2200 5 1303 Nr 1H S 38 f und in SozR aaO

Nr 18 S 53 f; zu letzerem Urteil auch Beschluß des Dreieraus-

schusses des Bundesverfassungsgeriohts -BVerfG- in SozR aaO Nr 19

355).
„ ,. .

1'

1
Durch die Beitragserstattung mit Bescheid vom 12. August 1960

sind Ansprüche der Klägerin ua aus den in der DDR vom 1. Juli

19H6 bis 9. April 1955 zurückgelegten Beitragszeiten ausge-

schlossen werden. Dieser Anspruchsausschluß besteht weiterhin.

Der Bescheid vom 12. August 1960 ist bindend (S 77 des Sozial-

gerichtsgesetzes -SGG-) und rechtswirksam. Entgegen der Meinung

des LSG kann die Klägerin seine Aufhebung ungeachtet dessen nicht

verlangen, daß sie im Zeitpunkt der Beitragserstattung unter Be-

rücksichtigung ihrer in der DDR zurückgelegten Versicherungszei-

ten zur freiwilligen Weiterversicherung berechtigt, eine Bei-

tragserstattung damit nicht zulässig (5 82 Abs 1 Satz 1 AVG) und
demnach

der Bescheid vom 12. August 1960 rechtswidrig gewesen

ist.

‘
V

'
‘ !’

Die Zulässigkeit der von der Klägerin begehrten Aufhebung des

Beitragserstattungsbescheides ist vorrangig auf der Grundlage des

seit dem 1. Januar 1981 geltenden & “5 des Sozialgesetzbuchs,

Zehntes Buch, Verwaltungsverfahren (SGB 10) vom 18. August 1980

(BGBl I S 1H69) zu prüfen (zum Zeitpunkt des Inkrafttretens vgl

Art II 8 H0 Abs 1 SGB 10). Hiernach darf, soweit ein Verwal-

tungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil
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l

begründet oder bestätigt hat (begünstigender Verwaltungsakt),

rechtswidrig ist, er, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist,

nur unter den Einschränkungen des 5 45 Abs 2 bis ” SGB 10 ganz

oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Ver-

gangenheit zurückgenommen werden (5 H5 Abs 1 SGB 10). Ein Bei-

tragserstattungsbescheid, jedenfalls soweit damit der Versiche-

rungsträger das Recht des Versicherten auf Beitragserstattung

anerkannt und seinem darauf gerichteten Antrag in vollem Umfange

entsprochen hat, ist trotz der mit ihm verbundenen wirtschaftlich

nachteiligen Rechtsfolgen eines Verfalls der bisher zurückgeleg-

ten Versicherungszeiten und des Ausschlusses des Rechts zur

freiwilligen Weiterversicherung (S 82 Abs 7 AVG) ein begünsti-

gender Verwaltungsakt (vgl die Urteile des Senats in BSG SozR

’2200 5 1303 Nr 23 S 65 f und vom 7. September 1982 — 1 RA

53/81 ")0

Nach der Übergangsregelung des Art II 5 MO Abs 2 Sätze 1 und 2

SGB 10 ist 5 “5 SGB 10 erstmals anzuwenden, wenn nach dem ‘

31. Dezember 1980 ein Verwaltungsakt aufgehoben wird. Dies gilt

auch dann, wenn der aufzuhebende Verwaltungsakt vor dem 1. Ja-

nuar 1981 erlassen worden ist. Allein diese
Voraussetzungen

für

eine Anwendung des 5 “5 SGB 10 auf den vorliegenden Sachverhalt

sind erfüllt. Der Beitragserstattungsbescheid vom 12. August
_. „

1960, dessen Aufhebung die Klägerin begehrt, ist vor dem
‘1

1. Januar 1981 erlassen werden. Im Falle eines Erfolges
der‘.

Klage würde seine Aufhebung nach dem 31. Dezember 1980 erfolgen.

Zwar hat die Beklagte die Aufhebung des Beitragserstattungsbe-

scheides vom 12. August 1960 inzidenter durch den angefochtenen
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Bescheid vom 1ü. Dezember 1979 und somit vor dem 1. Januar 1981

abgelehnt. Das ist jedoch nicht erheblich. Entscheidend ist, daß

die Klägerin ihren Anspruch auf Aufhebung des Erstattungsbe—

scheides im Rechtsstreit weiterverfolgt und dieser Rechtsstreit

auch noch nach dem 31. Dezember 1980 anhängig ist. Nach ständi—

ger Rechtsprechung des erkennenden Senats (BSGE 53, 235,

237: SozR 1300 5 M8 Nr 2 S 6 f; Urteil vom 7. September 1982

- 1 RA 53/81; vgl auch Beschluß des Großen Senats des BSG vom

15. Dezember 1982 - GS 2/80 -) ist Art II 8 AO Abs 2 Satz 1

SGB 10 nicht in dem eingeschränkten Sinne zu verstehen, daß die

Aufhebung des Verwaltungsaktes nach dem 31. Dezember 1980 durch

die Verwaltungsbehörde erfolgt sein muß. Vielmehr erfaßt die

Übergangsvorschrift alle Verfahren, in denen nach dem 31. De-

zember 1980 ein Verwaltungsakt zur Aufhebung ansteht. Sie ist so

zu lesen, als seien dem Wort "wird" die Worte "oder werden soll"

angefügt. Damit erfaßt sie
auch

die Fälle, in denen die Verwal-

tungsbehörde zwar vor dem 1. Januar 1981 die Aufhebung eines

Verwaltungsaktes abgelehnt hat, es deswegen Jedoch zu einem

Rechtsstreit kommt und die ihn abschließende gerichtliche Ent-

scheidung erst nach dem 31. Dezember 1980 ergeht. Diese Ausle-

gung findet in Art II 5 37 Abs 1 SGB 10 eine zusätzliche Stütze.

Hiernach sind bei Inkrafttreten des SGB 10 bereits begonnene

Verfahren nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu Ende zu

führen. Nach Sinn und Zweck der Vorschrift ist das Verfahren

nicht schon mit dem Erlaß des Verwaltungsaktes, sondern erst mit

dem Eintritt der Bindungswirkung "zu Ende geführt". Erst nach

Vorliegen einer die Beteiligten bindenden Verwaltungsentscheidung

kann das Verwaltungsverfahren als abgeschlossen gelten. Deswegen
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umfaßt, wenn sich an das Verwaltungsverfahren im engeren Sinne

ein Rechtsstreit um die Rechtmäßigkeit des erlassenen Verwal-

tungsaktes anschließt, der Begriff des "Verfahrens" im Sinne des

Art II 5 37 Abs 1 SGB 10 auch das gerichtliche Verfahren (vgl

hierzu vor allem Beschluß des Großen Senats des BSG vom 15. De-;

zember 1982 - GS 2/80 - mwN).

Allein hiernach wäre S "5 SGB 10 als Rechtsgrundlage für die
von

der Klägerin begehrte Aufhebung des Beitragserstattungsbescheidee

vom 12. August 1960 anwendbar. Die Anwendbarkeit der Vorschrift

wird jedoch durch die Übergangsregelung des Art II 5 “0 Abs 2

Satz 3 SGB 10 ausgeschlossen. Danach sind von der Aufhebung ua

nach 5 “5 SGB 10 solche Verwaltungsakte in der Sozialversicherung

ausgenommen, die am 31. Dezember 1980 bereits bestandskräftig

waren und bei denen auch nach 5 17üü RVO in der vor dem 1. Ja-

nuar 1981 geltenden Fassung eine neue Prüfung nicht vorgenommen

werden konnte. Der Beitragserstattungsbescheid vom 12. August

1960 gehört zu diesen Verwaltungsakten. Er ist im Sinne des 5 77

SGG bestandskräftig. Entgegen der Auffassung des Berufungsge-

richts kann eine neue Prüfung nach & 17MH Abs 1 Nr 6 BVD nicht

vorgenommen werden. Nach dieser Vorschrift kann gegenüber einem

bindenden Verwaltungsakt eines Versicherungsträgers eine neue

Prüfung beantragt oder vorgenommen werden, wenn ein Beteiligter

nachträglich eine Urkunde, die einen ihm günstigeren Verwal-

tungsakt herbeigeführt haben würde, auffindet oder zu benutzen

instandgesetzt wird. Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt.

Zwar hat der 12. Senat des BSG in seinem vom Berufungsgericht

zitierten Urteil vom 13. November 197“ (BSGE 38, 207, 209 f
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: SozR 2200 & 17HM Nr 2 S M f) ausgesprochen, schon für den Ver-

sicherten werden ungeachtet dessen, daß der Beitragserstattungs-

bescheid für ihn ein jedenfalls überwiegend begünstigender Ver-

waltungsakt gewesen sei, ein "günstigerer" Verwaltungsakt auch

dann herbeigeführt, wenn dem früheren Antrag auf Beitragsrücker—

stattung vom Versicherungsträger voll entsprochen worden, eine

günstigere Entscheidung aber wegen Unkenntnis der erst nachträg-

lich aufgefundenen Urkunden nicht möglich gewesen sei, vorausge-

setzt, daß der Versicherte mit dem damals erzielten Ergebnis

nicht in jedem Falle zufrieden gewesen sei. Zumindest aber hätte,

wenn unter Berücksichtigung der nachträglich aufgefundenen Ur—

kunden der Versicherte zur freiwilligen Weiterversicherung be-

rechtigt gewesen wäre und somit sein Erstattungsantrag hätte ab—

gelehnt werden müssen, mit dieser Ablehnung eine im Vergleich zur

Beitragserstattung für den Versicherungsträger günstigere Ent-

scheidung ergehen müssen. Indes kann die Klägerin aus diesem Ur-

teil nichts zu ihren Gunsten herleiten. In zulässiger Abweichung

davon hat der erkennende Senat in seinem Urteil vom 9. Dezember

1981 (BSG 3023 2200 5 1303 Nr 23 S 66 f) ausgesprochen, daß im

Falle der Beitragserstattung ein dem Versicherten im Sinne des

5 17NH Abs 1 Nr 6 RVG "günstigerer Verwaltungsakt" nur versehen

kann, dem Versicherten Beiträge in noch weiterem Umfange zu er-

statten, nicht aber in einer Rückgängigmachung der Beitragser-

stattung bestehen kann. Im übrigen verletzt zwar die Aufhebung

des begünstigenden rechtswidrigen Verwaltungsaktes mit Zustimmung

oder gar auf Wunsch des Begünstigten grundsätzlich nicht dessen

schutzwürdiges Vertrauen. Dennoch kann es im öffentlichen Inter—

esse liegen, es bei der durch den Verwaltungsakt gewährten Ver-
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günstigung zu belassen. Die freie Aufhebbarkeit eines Erstat-

tungsbescheides scheitert überdies daran, daß der durch die Bei-

tragserstattung bewirkte Verfall von
Léistungsansprüchen die vom

Versicherungsträger vertretene Solidargemeinschaft aller Ver-

sicherten von Rentenanwartschaften freistellt und insofern be-

günstigt; sie hat daher ein
anzuerkennendes

rechtliches Interesse

daran, an der Bindung des Erstattungsbescheides festzuhalten.

Dieser kann deswegen trotz Zustimmung des Versicherten jedenfalls

so lange nicht aufgehoben werden, als sich der Versicherungsträ—

ger auf die Bindung des Bescheides beruft. An dieser Recht-

sprechung hält der Senat auch im vorliegenden Fall fest. Damit

kann eine neue Prüfung des Erstattungsbescheides vom 12. August

1960 nach 5 17UH Abs 1 Nr 6 RVO jedenfalls deswegen nicht vorge—

nommen werden, weil die Beklagte sich auf dessen Bindungswirkung

beruft und seine Aufhebung ablehnt. Angesichts dessen kann auf

sich
beruhen, ob entsprechend der Ansicht des Berufungsgerichts

die weiteren Voraussetzungen des @ 17Mü Abs 1 Nr 6 RVG zumindest

auf seiten der Beklagten erfüllt sind. Eine Aufhebung des Er-

stattungsbescheides vom 12. August 1960 nach 5 “5 SGB 10 ist

unabhängig davon durch Art II 5 MO Abs 2 Satz 3 SGB 10 ausge-

schlossen.

Ein derartiger Ausschluß bedeutet allerdings nicht, damit damit

ein vor dem 1. Januar 1981 erlassener und bindend gewordener

begünstigender Verwaltungsakt überhaupt nicht mehr überprüfbar

ist. Vielmehr sind gemäß Art II 5 "0 Abs 2 Satz 3 SGB 10 Be-

scheide, welche vor Inkrafttreten des SGB-10 bestandskräftig ge-

worden sind und bei denen auch nach 5 17h“ RVG eine neue Prüfung
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nicht hat vorgenommen werden können, nach früherem Recht zu

überprüfen, wenn ein
Überprüfungsverfahren

vor dem Inkrafttreten

des SGB 10 anhängig gemacht und noch nicht abgeschlossen werden

ist (vgl Urteil des erkennenden Senats vom 7. September 1982

— 1 RA 53/81 - mwN). Für die Klägerin ist damit aber nichts ge-

wonnen. Auch nach früherem Recht ist als Rechtsgrundlage für die

Aufhebung eines Beitragserstattungsbescheides allein 5 17üü RVG

in Betracht gekommen. Diese Vorschrift greift jedoch aus den

vorstehend dargelegten Gründen nicht ein, wenn der (früher) Ver-

sicherte eine Aufhebung des Erstattungsbescheides mit dem Ziel

einer Rückgängigmachung der Beitragserstattung begehrt.

Die Klägerin kann nach alledem weder die Aufhebung des Erstat-

tungsbescheides vom 12. August 1960 noch - da die Verfallswir—

kung der Beitragserstattung unverändert fortbesteht - die Wie-

derherstellung von Versicherungsunterlagen über die von der Ver-

fallswirkung des Erstattungsbescheides erfaßten Zeiten der

Pflichtversicherung in der DDR vom 1. Juli 19H6 bis 9. April

1955 beanspruchen. Dies muß unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils zur Wiederherstellung des die Klage abweisenden Urteils

des SG führen.
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Die Kostenentscheidung beruht_auf 5 193 Abs 1 SGG.
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